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Z E I T G E S P R Ä C H

Reform der deutschen Entwicklungspolitik
Effizienzsteigerung als Ziel
Interview m it Hans-Jürgen Wischnewski, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Bonn

W IRTSC H AFTSD IEN ST : Herr Ml- 
nister, heftige Kritik an der deut
schen Entwicklungshilfepolitik: läßt 
sich nicht mehr überhören. Als Sie 
das M inisterium für wirtschaftlidie 
Zusammenarbeit übernahmen, ha
ben Sie eine „Entwicklungspolitik 
aus einem Guß" angekündigt. Not
wendige V orarbeit war eine Be
standsaufnahme der bisherigen Po
litik mit der Überprüfung von 3000 
deutschen Projekten. Lassen sidi 
aus diesen Untersuchungen Rück
schlüsse auf Mängel der traditionel
len Entwicklungshilfepolitik ziehen 
und Folgerungen für die neue Kon
zeption herleiten?

W IS C H N E W S K I:  Natürlich lassen 
sich aus den bisherigen Ergebnissen 
der Projektprüfungen schon Rüde
schlüsse und Folgerungen ziehen. 
Ich bin der Meinung, daß an der 
bisherigen Art der Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern einige 
Korrekturen und Reformen in Teil
bereichen, nicht aber revolutionäre 
Umgestaltungen sinnvoll sind.

WIRTSCHAFTSDIENST: Unter
welchen Gesichtspunkten ist diese 
Projektprüfung durchgeführt wor
den?

WISCHNEWSKI: Wichtigstes Kri
terium dieser Projektprüfungen ist 
die entwicklungspolitische Effizienz. 
Das heißt, ein Projekt wird nur 
dann als förderungswürdig beur
teilt, wenn es wirklich einen spür
baren Beitrag, einen Anstoß zum 
wirtschaftlichen Aufbau darstellt 
und wenn es in der Rangliste der 
Prioritäten an der richtigen Stelle 
steht. Industrievorhaben, bei denen 
nur das Prestigebedürfnis eines 
Entwicklungslandes als Motiv für 
einen Antrag auf Förderung durch 
die Bundesrepublik erkennbar wird.

halten diesem Kriterium nicht stand 
und müssen, soweit sie überhaupt 
einmal gefördert wurden, im Einver
nehmen mit der betreffenden Regie
rung abgestoßen werden.

W IRTSC H AFTSD IEN ST : Ist eine 
Prüfung allein unter Rentabilitäts
aspekten ausreichend? Müssen nicht 
auch andere Kriterien — besonders 
aus dem rein  politischen Bereich — 
berücksichtigt werden?

W IS C H N E W S K I:  Rentabilitäts
erwägungen allein können dem Pro
blem Entwicklung nicht gerecht 
werden. Für die entwicklungspoliti
sche Effizienz eines Projektes ist 
Rentabilität zwar ein wichtiger, 
aber kein ausschließlicher Gesichts
punkt. Andere, gleichberechtigte 
Kriterien sind zum Beispiel die Ein
ordnung eines Projektes in die lang
fristige Planung und seine Auswir
kungen auf den Devisenhaushalt, 
In der Regel sind diese wirtschaftli
chen Überlegungen bereits so viel
schichtig, daß bei einzelnen Projek
ten für ein politisches Kalkül kein

Platz ist. Politisch ist ein Projekt 
dann ein Erfolg, wenn es im höchst
möglichen Maße zum  wirtschaftli
chen Aufbau eines Landes beiträgt.

W IRTSCH AFTSD IEN ST : W ird
deutsche Entwicklungshilfeleistung 
auch in Zukunft an politische Vor
aussetzungen geknüpft? Welche 
Rolle wird in diesem Zusammen
hang die Hallstein-Doktrin spielen?

W IS C H N E W S K I:  Ich darf hier 
zunächst eine Behauptung in Ihrer 
Frage richtigstellen: Die deutsche 
Entwicklungshilfe w ar auch bisher 
n i c h t  an politische Voraussetzun
gen gebunden — leider haben dar
über in der Öffentlichkeit ziemlich 
haarsträubende Vorstellungen be
standen. In W irklichkeit sieht es so 
aus: Der Bedarf an Krediten und 
technischem Know-how in den ca. 
90 Entwicklungsländern ist unge
heuer groß. Da die Bundesrepublik 
nicht allen zugleich helfen kann, 
hilft sie natürlich lieber den Län
dern, mit denen sie, dem Gedanken 
der Partnerschaft entsprechend,

H A N S - J Ü R G E N ( W I S C H N E W S K I
ist seit Beginn der Großen Koalition Ende 1966 Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Damit hat eine zielstrebige 
Karriere ihren  vorläufigen Höhepunkt erreicht. 1946 tra t der heute 
45jährige, der in Ostpreußen geboren wurde, der SPD bei und 
wurde 1957 in  den Bundestag gewählt. Seine zahlreichen Reisen 
nach A frika trugen ihm den Ruf eines Experten für afrikanische 
Fragen ein. W iederholt hat er auf die Notwendigkeit guter Be
ziehungen zu den Entwicklungsländern hingewiesen und die Be
deutung der Öffentlichkeitsarbeit in diesen Ländern betont. Seit 
1964 ist Wischnewski Präsident des Ausschusses der Deutschen 
Stiftung für Entwicklungsländer. Auf dem Gebiet der Entwicklungs
hilfe versucht er, neue, vielversprechende W ege zu finden. Eine 
Möglichkeit sieht er in einer verstärkten  Zusammenarbeit zwischen 
Frankreich und der Bundesrepublik,
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freundlidie Beziehungen unterhält. 
W ie der Staatspräsident von Paki
stan, Ayub Khan, es einmal gesagt 
hat, übernimmt ein Land, das von 
einem anderen Land Hilfe annimmt, 
die moralische Verpflichtung, ihm 
nicht in den Rücken zu fallen. Das 
ist alles. Man kann das in Zusam
menhang bringen mit der sog. Hall
stein-Doktrin, sollte hier aber vor
sichtig sein: auch in der Außen- 
und Deutschland-Politik sind die 
Dinge in Fluß geraten, und manches 
alte Instrument der Politik wird 
kritisch auf seine Brauchbarkeit 
überprüft. Für die politische Aus
einandersetzung zwischen Ost und 
W est ist die Entwicklungshilfe si- 
dier kein sehr geeignetes Mittel; 
deutsdie Entwidilungshilfe würde 
es auch geben, wenn das Problem 
des Kommunismus nicht existierte.

W IRTSCH AFTSD IEN ST : Reidit al
lein die materielle Hilfe für Ent
wicklungsländer aus? Muß man 
nicht zusätzlich zur Sidierung des 
Erfolges neben einer Kontrolle der 
Verwendung vor allem eine Beein
flussung des politisdien Systems in 
dem betreffenden Lande versudien?

W IS C H N E W S K I:  Davor mödite 
idi ganz dringend warnen. Die Bun
desregierung bekennt sidi rückhalt
los zum völkerreditlichen Grund
prinzip der Niditeinmisdiung in die 
inneren Angelegenheiten fremder 
Staaten und unternimmt keinerlei 
Versuche in dieser Riditung.

W IRTSCH AFTSD IEN ST : Sie haben 
gesagt, daß die Phase des Experi- 
mentierens in der deutsdien Ent
wicklungspolitik vorüber sei. Sie 
haben sich statt dessen für eine 
„gezielte und konzentrierte Arbeit 
mit der Entwicklungshilfe" einge
setzt. W as heißt das?

W IS C H N E W S K I:  Deutsdie Ent
wicklungspolitik gibt es nun mehr als 
10 Jahre. Reidie Erfahrungen konn
ten gesammelt werden. Diese Er
fahrungen müssen jetzt genutzt 
werden. Die deutsche Entwicklungs
politik kann durdi eine Reihe von 
Maßnahmen, die id i eingeleitet ha
be, noch gestrafft und effektiver ge
staltet werden.

W IRTSCH AFTSD IEN ST : Haben Sie 
für die Entwidilungshilfe bestimmte 
neue Grundsätze aufgestellt?

W IS C H N E W S K I:  Einige dieser
Grundsätze habe ich eben schon an
gedeutet — sie sind übrigens nicht 
alle neu. Das entwidslungspolitisdie 
Instrumentarium der Bundesregie
rung wird überprüft und verbessert 
werden. Die deutsche Entwidclungs- 
hilfe wird sich stärker auf den un
mittelbar produktiven und dort be
sonders auf den Agrarbereidi kon
zentrieren, weil nur so eine wei
tere Versdilediterung der Versdiul- 
dungssituation und eine Hungerka
tastrophe vermieden werden kön
nen. Bei der technischen Hilfe wird 
es nach der Überprüfung aller 3000 
Projekte eine Typisierung geben, 
d. h. es werden in Zukunft nur noch 
Piojekttypen gefördert werden, die 
sich bewährt haben. Die Bandbreite 
der technischen Hilfe wird dadurdi 
schmaler, ihre Effizienz aber größer 
werden. Dadurch wird es auch mög- 
lidi sein, den time-lag zwischen der 
Zusage und Durdiführung eines 
Projektes zu verkürzen.

W IRTSCH AFTSD IEN ST : W erden
Sie unter dem Gesiditspunkt einer 
leiditeren Sdiuldentilgung für die 
Entwicklungsländer für weichere 
Kredite eintreten, die ja  eine zu
sätzliche Belastung für die Bundes
republik darstellen?

W IS C H N E W S K I:  Die Verschul
dungssituation der Entwicklungslän
der wird in der Tat recht besorgnis
erregend. Trotzdem ist ihre Schuld
nermoral außerordentlich gut. Die 
Bundesregierung hat auf Empfeh
lung der OECD die Konditionen 
ihrer Kredite für die Entwicklungs
länder in den letzten Jahren laufend 
verbessert. Sie sahen im gewoge
nen Durchschnitt im Jahre 1966 ei
nen Zinssatz von 3,3 Vo gegenüber
4,3 ®/o im Jahre 1963, Laufzeiten 
von 21,8 gegenüber 15,2 Jahren 
1962 und eine tilgungsfreie Zeit 
von 6,4 gegenüber 4,5 Jahren 1962 
vor.

W IRTSCH AFTSD IEN ST : In der
Regierungserklärung der großen 
Koalition hat der Bundeskanzler er
klärt, daß eine Steigerung der Ent- 
widclungshilfe in Zukunft unver
meidbar sei. Aus Haushaltsgründen 
wurde jedoch Ihr Etat kräftig ge
kürzt. Ist eine derartige Kürzung 
für die BRD vertretbar, ohne daß 
sie gegenüber den anderen Geber

ländern und den Entwicldungslän- 
dern politisch ihr Gesicht verliert?

W IS C H N E W S K I:  Der Etat meines 
Hauses wurde für 1967 zwar um 
290 Mill. DM gegenüber dem ur- 
sprünglidien Ansatz gekürzt, liegt 
aber mit 1,652 Mrd. DM nodi um 
6,6 Vo über dem des Vorjahres. Die 
Priorität, die die Bundesregierung 
der Entwicklungshilfe einräumt, 
kommt überzeugend darin zum 
Ausdruck, daß der Anteil des Ent
wicklungshilfehaushalts am Gesamt
etat des Bundes sich trotz der Kür
zung nicht verringert hat und für 
1967 mit 2,3 Vo genauso groß ist 
wie 1966. 1962 betrug dieser Anteil 
erst 1,2 Vo. W ährend aber früher 
50 Vo der öffentlidien Entwicklungs
hilfeleistungen der Bundesrepublik 
aus Mitteln der Kreditanstalt für 
W iederaufbau, des Kapitalmarkts, 
einer Bundes anleihe und der VW- 
Privatisierung gedeckt werden 
konnten, mußten 1966 bereits 75 Vo 
der öffentlichen Leistungen aus dem 
Bundeshaushalt finanziert werden. 
Im Jahre 1966 hat die Bundesrepu
blik die Empfehlung der ersten 
W elthandelskonferenz, 1 ’’/o des 
Volkseinkommens für Entwicklungs
hilfe aufzuwenden, nicht erreicht, 
sondern ist mit 0,81 Vo fast 20*/o 
unter dem moralischen Soll geblie
ben. Das hat ihr bei der Prüfung 
durch das DAC der OECD erheb
liche Kritik eingetragen. Der pau
schalen Forderung des DAC und an
derer internationaler Organisatio
nen, die gegenwärtigen deutschen 
Zahlungsbilanzüberschüsse für die 
Entwicklungshilfe zu verwenden, ist 
aber entgegenzuhalten, daß diese 
Überschüsse konjunkturell bedingt 
sind und sehr sdinell von selbst 
wieder abgebaut sein werden.

W IRTSCH AFTSD IEN ST : Könnte
die stärkere Einschaltung der Pri
vatwirtschaft in die Entwicklungs
hilfe hier als Ausgleidisventil wir
ken?

W IS C H N E W S K I:  Natürlidi. Der 
deutsdien Entwicklungshilfepolitik 
liegt eine pluralistische Konzeption 
zugrunde. Das heißt, der Staat be
grüßt die Initiative der Privatwirt
schaft, der Kirchen und. anderer 
niditstaatlidier Organisationen und 
Stiftungen. Ein stärkeres Engage
ment der Privatwirtschaft in den
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Entwicklungsländern ist dringend 
erforderlich.

W IRTSC H AFTSD IEN ST : Weldie
Anreize kann der Staat zur Aktivie
rung dieser Hilfe geben?

W IS C H N E W S K I;  Da gibt es zu
nächst das Entwicklungshilfe-Steu
ergesetz von 1963, das dem deut
schen Investor eine wesentliche Fi
nanzierungshilfe zur Erleichterung 
des Starts seiner Investition in ei
nem Entwicklungsland bietet. Au
ßerdem stehen zur Förderung von 
Investitionen und Niederlassungen 
deutscher Unternehmen in Entwick
lungsländern im Rahmen des ERP- 
W irtschaftsplans jährlich 20 Mill. 
DM zur Verfügung, von denen zu 
günstigen Bedingungen Kredite an 
deutsche Investoren in Entwick
lungsländern gegeben werden. Die 
wirtschaftlichen und politischen Ri
siken ihrer Investitionen können 
deutsche Unternehmer durcii Bun
desbürgschaften und -garantien ab
sichern. Mit einer großen Zahl von 
Entwicklungsländern hat die Bun
desregierung Kapitalschutzverträge 
und Doppelbesteuerungsabkommen 
zugunsten der Privatwirtsdiaft ab
geschlossen.

W IRTSC H AFTSD IEN ST : Das Ent-
wicklungshilfe-Steuergesetz hat 
nach allgemeiner Ansicht die Erwar
tungen nicht erfüllt. Ist seine Fort
führung nach 1967 möglicherweise 
in verbesserter Form geplant?

W IS C H N E W S K I:  Von den Be
günstigungen des Entwicklungshilfe- 
Steuergesetzes wird in stark zuneh
mendem Maße Gebrauch gemacht. 
A bsolut betrachtet sind die deut
schen Privatinvestitionen in den 
Entwicklungsländern aber immer 
noch zu gering. Sie w eiter zu stei
gern, ist eine entwicklungspolitisdie 
und außenwirtschaftspolitische Not
wendigkeit. Deshalb muß ständig 
geprüft werden, ob und wie die ver
schiedenen Förderungsmaßnahmen, 
also auch das Entwicklungshilfe- 
Steuergesetz noch verbessert wer
den können. Die Geltungsdauer 
des Entwicklungshilfe-Steuergeset
zes wird verlängert werden. Bei 
dieser Gelegenheit sollten auch 
einige Lücken, die das Gesetz noch 
hat, geschlossen werden.

W IR T SC H AFT SD IEN ST : Was kön
nen die Entwicklungsländer von sich

aus tun, um einen sdinellen Erfolg 
der Hilfeleistungen zu sichern?

W IS C H N E W S K I:  Entwicklungs
hilfe ist immer Hilfe zur Selbsthilfe. 
Die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit den Ländern Afrikas, Asiens 
und Lateinamerikas setzt beträcht
liche eigene Anstrengungen vor
aus: Dreiviertel aller Investitionen 
in den Entwicklungsländern werden 
bereits durch Eigenleistung finan
ziert. Daran erweist sich der ernst
hafte W ille zum wirtschaftlichen 
Aufbau, der neben gesunden und 
möglichst stabilen politischen Ver
hältnissen unabdingbare Vorausset
zung für den Erfolg der Hilfelei
stung ist.

W IRTSC H AFTSD IEN ST : Was be
absichtigen Sie im Rahmen der In
formationspolitik zu unternehmen, 
um der breiten Öffentlichkeit den 
Zusammenhang von Entwicklungs
politik und W irtschaftspolitik stär
ker ins Bewußtsein zu bringen?

W IS C H N E W S K I:  Ich habe am 
1. Juni in Bonn eine W anderaus
stellung meines Pressereferats er
öffnet, die mit Fotos, Grafiken, 
leicht verständlichen Texten, Mo
dellen, Filmvorführungen und öf
fentlichen Diskussionen der Bevöl
kerung die humanitären und w irt
schaftspolitischen Aspekte unserer 
Zusammenarbeit mit den Ländern 
der Dritten W elt erläutern will. Es 
ist nicht zuletzt das Ergebnis der 
systematischen Pressearbeit meines 
Hauses, daß die ernstzunehmenden 
Zeitungen der Entwicklungshilfe po
sitiv gegenüberstehen, ohne auf 
Kritik in  einzelnen Punkten zu ver
zichten.

W IRTSCH AFTSD IEN ST : Glauben 
Sie, daß mit der deutschen Entwick
lungspolitik günstige konjunkturel
le Effekte für die deutsche W irt
schaft verbunden sind?

W IS C H N E W S K I:  Ja, ganz offen
sichtlich! In den beiden letzten Jah 
ren haben ca. 80 “/o der öffentlichen 
Kredite für Entwicklungsländer die 
Bundesrepublik praktisch nicht ver
lassen, sondern sind in Form von 
Aufträgen der deutschen Wirtschaft 
zugute gekommen. Das sichert A r
beitsplätze! Die konjunkturpoliti
sche Bedeutung der Entwicklungs
hilfe erschöpft sich in diesen unmit

telbaren Effekten aber keineswegs: 
M ittelbar und auf längere Sicht ist 
Entwicklungshilfe die Vorausset
zung für die Erhaltung und weitere 
Erschließung kaufkräftiger Märkte, 
auf die jedes Industrieland ange
wiesen ist.

W IRTSCH AFTSD IEN ST : Befür
worten Sie auch in diesem Zusam
menhang eine (noch) stärkere Lie
fergebundenheit der Hilfeleistun
gen?

W IS C H N E W S K I:  Eine völlige
Lieferungebundenheit wäre natür
lich am besten. Sie ist aber nur 
möglich, wenn a l l e  Geberländer 
die gleiche Haltung einnehmen. Die 
anderen Geberländer praktizieren 
aber leider eine sehr starke Liefer
gebundenheit, und aus diesem 
Grunde und angesichts der konjunk
turellen Lage in der Bundesrepublik 
müssen wir die Interessen unserer 
W irtsdiaft sehr deutlich machen.

W IRTSC H AFTSD IEN ST : Welches 
Verhältnis zwischen multilateralen 
und bilateralen Entwicklungshilfe
leistungen streben Sie für die BRD 
an?

W IS C H N E W S K I:  Das gegenwär
tige Verhältnis von bilateralen und 
multilateralen Leistungen der Bun
desrepublik ist 6:1. Gemessen an 
anderen Geberländern halte ich die
ses Verhältnis für ausgewogen und 
beabsichtige zur Zeit nicht, es we
sentlich zu ändern.

W IRTSCH AFTSD IEN ST : Welche
Erfolge erhoffen Sie sich von einer 
engeren Zusammenarbeit zwischen 
Frankreich und Deutschland auf dem 
Gebiet der Entwicklungspolitik?

W IS C H N E W S K I;  Der deutsch
französische Freundschaftsvertrag 
sieht engere Kontakte auch auf dem 
Gebiet der Entwicklungshilfe vor. 
Uber die bisherigen Konsultationen 
hinaus wollen jetzt die französi
sche und die Bundesregierung auch 
bei der Planung und Durchführung 
der Entwicklungshilfepolitik stär
ker Z u s a m m e n a r b e i t e n  und dadurch 
die Effektivität ihrer Leistungen 
steigern. Die ersten gemeinsamen 
deutsch-französischen Entwicklungs
projekte laufen zur Zeit an: Textil
fabriken im Tschad und in Kame
run, eine Gewerbeschule in Chile 
und eine Forstschule in Gabun,
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Entwicklungspolitisches Konzept unverändert
Interview m it Walter Scheel, Bundesminister a. D., Bonn

W IRTSC H AFTSD IEN ST : Herr
Scheel, Sie waren der erste deut
sdie M inister für wirtsdiaftliche Zu
sammenarbeit. Das M inisterium ent
stand nicht zuletzt durdi Ihre Ini
tiative. Welche Ziele verfolgten Sie 
in der Arbeit dieses Ministeriums?

SCHEEL: Als ich mein Amt über
nahm, gab es zwar sdion deutsche 
Entwicklungshilfe. Die Zuständig
keit für einzelne Projekte lag bei 
den verschiedensten Ministerien.

Bei der zunehmenden Bedeu
tung der Entwicklungspolitik für 
den Frieden auf der W elt und 
für die V erdiditung der wirtschaft
lichen Beziehungen zwischen den 
Völkern lag es nahe, ein besonde
res M inisterium mit der W ahrneh
mung dieser Aufgaben zu betrauen.

Idi habe in den Jahren  meiner 
Mitgliedschaft zur Bundesregierung 
versucht, eine in sidi gesdilossene 
Konzeption zu entwickeln.

Die Vielzahl der entwicklungs
politischen Instrum ente erfordert 
eine sorgfältige Abstimmung der 
Maßnahmen aufeinander, damit 
keine Reibungsverluste entstehen 
und damit der Aufwand in einem 
gesunden Verhältnis zum Erfolg 
steht! und zwar zum Erfolg sowohl 
für die Entwicklungsländer als audi 
für uns.

W IRTSC H AFTSD IEN ST : Genügten 
die Kompetenzen Ihres M inisteri
ums, um die Arbeit aller in Deutsch
land mit Entwicklungsaufgaben be
faßten Institutionen zu koordinie
ren?

SCHEEL: Die Zuständigkeit, die 
dem neugegründeten Ministerium 
gegeben wurde, ist im Laufe der 
Jahre mehrfach erweitert worden. 
Zunädist w ar es natürlich schwie
rig, die zahlreichen Einzelaufgaben 
zusammenzufassen, zumal der Auf
bau eines Ministeriums sdion aus 
Gründen der Anforderungen, die 
man an die fachliche Qualität der 
M itarbeiter stellen muß, sich nur 
organisch und verhältnismäßig 
langsam vollzieht. Die Praxis der 
Zusammenarbeit zwischen den Mi
nisterien hat am Ende zu praktikab
len Lösungen geführt. Allerdings 
genügt der Umfang der Zuständig
keiten audi heute noch nicht.

W IRTSC H AFTSD IEN ST : Welche
Änderungen müßten nach Ihrer An
sicht dringend in der Organisation 
des M inisteriums und der gesamten 
Entwicklungshilfe vorgenommen 
werden?

SCHEEL: Es wäre sicherlidi
zweckmäßig, wenn man heute dem 
M inisterium für wirtschaftlidie Zu
sammenarbeit die volle alleinige

WALTER^SCHEEL
Als Mitglied des FDP-Bundesvorstands und stellvertretender Frak
tionsvorsitzender gilt Sdieel nicht nur in W irtschaftsfragen als 
einer der führenden Köpfe seiner Partei. Die Stationen seiner 
politisdien Laufbahn, die er 1946 mit dem Eintritt in die FDP be
gann, hießen: Stadtverordneter, Landtagsabgeordneter von Nord- 
rhein-W estfalen und ab 1953 Bundestagsabgeordneter. Auf euro
päischer Ebene gehörte Sdieel 1956/57 dem M ontanparlament an 
und w urde 1958 Vizepräsident der Liberalen Fraktion im Euro
päischen Parlament. Der gelernte Bankkaufmann, Prokurist, Ver- 
bandsgesdiäftsführer und selbständige W irtschaftsberater machte 
sich im Bundestag und im Europa-Parlament schnell einen Namen 
als Experte für Entwidilungspolitik. 1961 rückte der heute 45jährige 
geborene Solinger als Bundesminister in das neugeschaffene Mi
nisterium  für wirtsdiaftliche Zusammenarbeit, das er bis zum Ende 
der Kleinen Koalition leitete.

Zuständigkeit für den Gesamtbe
reich der Entwicklungspolitik über
tragen würde. Um nicht m ißverstan
den zu werden, möchte ich betonen, 
daß im Sinne der gemeinsamen Ge
schäftsordnung der Bundesregie
rung die Zuständigkeiten der be
stehenden M inisterien dadurch ge
w ahrt werden, daß in allen Fragen, 
in denen sie berührt werden, ohne
hin Einvernehmen herbeizuführen 
ist.

Ich halte es außerdem für wichtig, 
die entw iddungspolitisdien Maß
nahmen der Bundesregierung am 
Ort zu koordinieren. W ir haben 
in manchen Ländern Hunderte ein
zelner Projekte und viele von der 
Bundesregierung entsandte Fach
leute. Bis zur Stunde arbeiten sie 
unabhängig voneinander und häu
fig nach den W eisungen verschie
dener Dienststellen in der Bundes
republik, die noch nicht einmal in 
voller Harmonie ihre Aufgabe be
treiben.

Es w äre nötig, in den Entwick
lungsländern selbst einen Beauf
tragten für die Projekte der Bun
desrepublik zu benennen, der je  
nadi dem Umfang der Aufgaben 
im jeweiligen Land entweder für 
m ehrere Länder zuständig ' sein 
kann, in der Botschaft der Bundes
republik sitzt oder aber eine eigene 
geeignete Dienststelle für seine 
Aufgabe erhält.

In jedem  Fall müßte ein solcher 
Beauftragter dem deutsdien Bot
schafter disziplinär unterstellt sein. 
Er muß aber Berichte an das für ihn 
zuständige Fachministerium machen 
und audi von diesem W eisungen 
in Fachfragen empfangen können.

Diese notwendige Änderung der 
Organisation, die der Erhöhung des 
W irkungsgrades und damit der 
Verbilligung unserer Entwicklungs
hilfe dient, w ar in der V ergangen
heit sdiwer durdizusetzen, da die 
an dieser Frage interessierten Mi
nisterien von M inistern verschiede
ner Parteien verw altet wurden. Es
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w ar also immer auch eine Frage der 
V erteilung der politischen Gewich
te  zwischen den versdiiedenen Ko
alitionsparteien im Spiel.

Dieser Gesiditspunkt fällt heute 
weg, denn wie durch Zufall sind 
a lle  mit dieser Frage befaßten Mi
nisterien  in der Hand der SPD, und 
innerhalb einer Partei sollte sidi 
das Problem leid it lösen lassen.

W IR T SC H AFT SD IEN ST : W eldie 
B eträge sind bislang an Entwick
lungsländer vergeben worden?

S C H E E L : Von 1950  bis 1966 hatte 
die Bundesrepublik 31,8 Mrd. DM 
als Nettoleistung erbradit. Davon 
entfallen 18,6 Mrd. DM (58 Vo) auf 
die öffentliche Hand. 13,2 Mrd. DM 
(42 Vo) sind privat finanziert w or
den.

In den letzten Jahren bewegten 
sich die jährlichen Gesamtleistun
gen um etwa 3 Mrd. DM.

Bemerkenswert ist vielleicht, daß 
der prozentuale A nteil der Entwidi- 
lungspolitik im H aushalt von Jahr 
zu Jah r gestiegen ist, nämlidi: 1964 
1,2 o/o, 1965 1,5 »/o, 1966 2,3 “/o, 
1967 2,3 “/o (nadi Kürzung des Haus
halts).

Aber die Relation unserer Ge
sam tleistungen zum Volkseinkom
m en ist ungünstiger geworden.

Die Welthandelskonferenz hatte 
empfohlen, 1 “/o des Volkseinkom
mens für Entwicklungshilfe aufzu
wenden. Im Durdischnitt aller 
westlichen Geberländer wird dieser 
Prozentsatz erreidit. In der Bundes
republik ist die Entwicklung etwas 
ungünstiger. 1964 stellten wir 
0,87 "/o  zur Verfügung, 1965 0,85 Vo 
und 1966 0,81 V».

W ir haben in der Vergangenheit 
bei unseren Partnern in  der w est
lichen W elt und bei unseren. Part
nern  in der Entwicklungswelt V er
ständnis dafür gefunden, daß bei 
der sich versdilechternden Haus
haltssituation die Leistung der Bun
desrepublik n id it an das w ün
schenswerte Soll herangebracht
w erden konnte.

W IR T SC H AFT SD IEN ST : Glauben 
Sie, daß ein M inisterium mit dem, 
heu te wieder einmal reduzierten, 
E ta t überhaupt arbeiten kann?

SCHEEL: Man kann nur ausge
ben, was man hat. Die Haushalts

situation des Bundes gebietet, in 
allen Sektoren aufs sparsamste zu 
w irtsdiaften. Der Entwicklungs
haushalt des Jahres 1967 zeigt ge
genüber dem V orjahr eine Zunah
me der Ausgaben, die zwar hinter 
den W ünschen des Fachministeri
ums zurückbleibt, aber nach meiner 
Überzeugung immer noch die Mög- 
lidikeit sinnvollen Arbeitens gibt.

N adi der Zeit der Expansion 
sollte die augenblickliche Haus
haltsenge dazu Anlaß geben, die 
entwicklungspolitisdien Maßnah
men zu konzentrieren, zu straffen, 
ihnen einen möglichst hohen W ir
kungsgrad zu verleihen.

Die Regierungserklärung der 
Bundesregierung hat erfreulidier- 
weise festgestellt, daß trotz der 
finanzwirtschaftlichen Sdiwierigkei
ten die Entwicklungspolitik als eine 
der zukunftsichernden Aufgaben 
auch w eiterhin ein steigendes Vo
lumen aufweisen soll.

W IR T SC H AFT SD IEN ST : Erklärtes 
Ziel Ihres M inisterium s war bei der 
Gründung die Herausarbeitung 
einer Strategie. W ie weit ist dieses 
Vorhaben gelungen?

SCHEEL: Ich habe vorhin schon
gesagt, daß von Anbeginn an 
meine A rbeit der Entwicklung eines 
in sidi gesdilossenen Konzepts, 
einer Strategie, diente.

W ir haben in den letzten Jahren 
im Deutschen Bundestag auf dem 
Gebiete der Entwicklungshilfe eine 
Drei-Parteien-Politik betrieben. Das 
heißt, es gab keine parteipoliti- 
sdie Ausrichtung unserer Strategie, 
sondern eine konstruktive Zusam
m enarbeit audi m it der parlamen
tarischen Opposition.

Mein Nachfolger hat in dankens
w erter W eise bei mehreren Gele
genheiten diese Besonderheit der 
parlam entarisdien Behandlung her
vorgehoben und bestätigt, daß in 
solchem Klima eine Politik ent
stehen konnte, die der interna
tionalen Kritik wohl standhält.

W IR T SC H AFT SD IEN ST : Nadi
welchen K riterien wurde bisher 
Entwicklungshilfe vergeben?

SCHEEL: W ir haben uns immer 
bemüht, unsere Maßnahmen nadi 
objektiven Kriterien auszuriditen.

Die w irtsdiaftlidien und sozialen 
Bedürfnisse des Partnerlandes sol
len die Grundlage der Entscheidun
gen sein. W ir haben sogar M etho
den entw idielt, die Priorität der 
verschiedenen Projekte in einzel
nen Ländern meßbar zu machen.

Im Gegensatz zu den früheren 
Kolonialmächten hat die Bundesre
publik Deutschland keine besonde
ren Interessengebiete unter den 
Entwicklungsregionen. W ir haben 
also entwicklungspolitische Bezie
hungen zu allen Staaten dieser be
sonderen Kategorie. Natürlich h a 
ben wir bald gemerkt, daß die 
W irkungen der Maßnahmen, wenn 
man sie im Gießkannen-Verfahren 
betreibt, nicht sehr befriedigend 
sind. W ir haben daher frühzeitig 
begonnen, unsere Politik sowohl 
regional als auch der Art der 
Hilfe nach zu konzentrieren. Das 
heißt also, daß wir Schwerpunkte 
gebildet haben, wandernde Schwer
punkte. W ir haben unsere Maß
nahmen von Jah r zu Jah r wech
selnd auf bestimmte Regionen kon
zentriert.

Die Entwicklungspolitik ist n a 
türlich eingebettet in die allgemei
ne Außenpolitik, sdion weil sie 
eines der wichtigsten Instrumente 
einer w eltw eiten Friedenspolitik 
ist. Als aktuelles Beispiel darf ich 
erwähnen, daß man im Augen
blick darüber nachdenkt, w ie wir 
unsere Entwicklungsmaßnahmen im 
Vorderen O rient in den Dienst einer 
langfristigen Friedensordnung in 
diesen Raum stellen können. Dabei 
geht es nicht nur darum, das 
Flüchtlingsproblem in die Überle
gungen einzubeziehen und zu ver
sudien, das wirtschaftliche Gefälle 
zwischen den an der Krise betei
ligten Staaten zu mildern, sondern 
auch darum, m öglidist eine inter
nationale Zusammenarbeit der In
dustriestaaten unter Einschluß der 
Sowjetblock-Staaten zustande zu 
bringen.

Als Teil der Außenpolitik ist 
die Entwidclungspolitik langfristig 
ausgeriditet. Als Instrument der 
Tagespolitik ist sie nicht geeignet, 
schon wegen der manchmal Jahre 
dauernden Abwicklungszeit der 
einzelnen Projekte.

M an sollte audi sehen, daß der 
Grad der Freundschaft zwisdien
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dem einzelnen Partner-Staat in der 
Entwicklungswelt und der Bundes
republik auch eine Quelle der Ent
scheidung ist. Man entschließt sich 
leichter, jemandem zu helfen, wenn 
man weiß, daß man bei ihm auch 
für die eigenen politischen Sorgen 
und Schwierigkeiten Verständnis 
findet.

W IRTSC H AFTSD IEN ST : Ist eine 
Prüfung der Entwicklungsprojekte 
sowie eine anschließende Erfolgs
kontrolle ohne eine Bevormundung 
der Empfängerländer möglidi?

SCHEEL: Die einzelnen Entwick
lungsprojekte werden zwischen den 
Partnern, im allgemeinen auf An
trag des Entwicklungslandes, ver
einbart. In solche freiwilligen V er
einbarungen kann man Erfolgskon
trollen, die im Interesse beider Be
teiligten liegen, sehr wohl ein
schließen. In unserer Praxis ist das 
niemals als Bevormundung empfun
den worden.

W IRTSCH AFTSD !EN ST :H in te rder
Entwicklungshilfe stehen auch po
litische Erwägungen. Läuft eine 
politische Einflußnahme via Ent
wicklungshilfe nicht auf eine Art 
Bestediung der Empfängerländer 
hinaus?

SCHEEL: Ich sagte schon, daß 
Entwicklungshilfe kein Instrument 
der Tagespolitik sein kann. Dadurch 
ist die Befürchtung, diese Art Zu
sammenarbeit w ürde eine kost
spielige Form von Bestediung sein.

ausgeschlossen. Man darf nicht ver
gessen, daß die Entwicklungspoli
tik ja  auch nicht nur dem Vor
teil eines Partners dient, sondern 
langfristig und mittelfristig auch 
die Interessen des Geberlandes be
rücksichtigt.

W IRTSC H AFTSD IEN ST : W ären
nicht gerade in der gegenwärtigen 
konjunkturellen Situation in der 
BRD Lieferbindungen bei der Ver
gabe von Entwicklungshilfe zur 
Stimulierung des W irtschaftswachs
tums notwendig?

SCHEEL: Ich habe während mei
ner Amtszeit versucht, die Dis
kussion über das Problem „Liefer- 
bindungen bei Vergabe von Ent
wicklungshilfe" zu entideologisie- 
ren. Es ist eine Frage des Ver
haltens der übrigen Industrienatio
nen, die in den letzten Jahren  aller
dings nahezu ausnahmslos aus den 
verschiedensten Gründen ihre Kre
dite an Entwicklungsländer nur 
liefergebunden hergegeben haben.

Theoretisdi w äre es sidierlidi für 
die Entwicklungsländer selbst am 
günstigsten, alle Kredite ohne Lie
ferbindung zur Verfügung zu haben.

W ir haben in den Jahren mei
ner Amtszeit in der Praxis eine 
Lieferbindung zwisdien 80 und 
85 “/o erreicht. Der Bundesminister 
für w irtschaftlidie Zusammenarbeit 
gibt sich in der augenblicklichen 
K onjunkturlage offensichtlidi Mühe, 
diese Quote noch zu erhöhen

W IRTSC H AFTSD IEN ST ; W ie ste l
len Sie sich zu den Forderungen der 
Entwicklungsländer nach Export
erleichterungen, vor allem durch zu
sätzliche Präferenzgewährung?

SCHEEL: Die Entwicklungsländer 
madien manchmal den Fehler, an
zunehmen, es bedürfe nur einer 
Regierungsabmachung über ein 
bestimmtes Handelsaustauschvolu- 
men, und schon könnten sie ihre 
W aren absetzen. Sie vergessen da
bei, daß wir eine liberale W irt
schaftsordnung haben, in der der 
Staat den Käufern nicht vorschrei
ben kann, was sie kaufen sollen. 
Das heißt, eine Mengenabmachung 
in einem H andelsvertrag besagt 
überhaupt nichts darüber, daß es 
Importeure gibt, die bereit sind, in 
diesem Rahmen zu kaufen.

In erster Linie ist also die Stei
gerung der exportierenden Ent
wicklungsländer eine Frage eines 
leistungsfähigen W arenangebotes. 
Die Bundesrepublik hat in den 
letzten Jahren schon internationale 
Abmachungen gefördert, die zu 
einer gewissen Preisstabilisierung 
für die wesentlichsten von Ent
wicklungsländern angebotenen W a
rengruppen führen sollen.

Das beste M ittel aber, das Ex
portvolum en zu steigern, sind In
vestitionen in die Produktionswirt- 
scfaaft der Entwicklungsländer, die 
deren W arenangebot verbreitern 
und die Q ualität der Produkte er
höhen.
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